
Zu wenige Pflegeheimplätze  
belasten die Spitäler und Kliniken
Spartenpräsident André Rotzetter setzte mit seinem 
Weckruf den Schlusspunkt: Bis 2035 braucht 
der Aargau 1500 zusätzliche Pflegeheimplätze 
– doch nur 150 sind geplant. Die Folgen sind 
gravierend: Ohne freie Plätze landen Pflege-
bedürftige im Spital, was die Kosten explodie-
ren lässt, denn ein Spitaltag ist um ein Vielfa-
ches teurer als ein Tag im Pflegeheim. Die 
Lösung? Ein gezielter Ausbau der Pflegever-
sorgung und dass die Planung sowie die 
Finanzierung entlang der 
gesamten Behand-
lungskette an den 
Kanton übergeht – 
so wie es die einheit-
liche Finanzierung 
ambulant und stationär 
(EFAS) vorsieht. Lesen 
Sie mehr dazu auf den 
Seiten 10/11.
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Gesundheitspolitischer Anlass im Stapferhaus Lenzburg

Gesundheitsversorgung unter Druck: 
Wenn Lücken Realität werden
Mehr als 100 interessierte Personen, darunter Mitglieder des Grossen Rats, Gemeinderätinnen und Gemeinde-
räte, Mitarbeitende des Departements Gesundheit und Soziales sowie Vertreterinnen und Vertreter von Part-
nerverbänden informierten sich am Gesundheitspolitischen Anlass der vaka aus erster Hand, wie es um das 
Aargauer Gesundheitswesens steht.

Text: Viviane Stehrenberger, Kommunikation vaka

Fünf Referentinnen und Referenten aus den Bereichen 
Notfall- und Akutversorgung, psychiatrische/psychoso-
matische Versorgung und Pflegeversorgung berichte-
ten, wie sich der steigende Bedarf an Gesundheitsleis-
tungen, die demografische Entwicklung, die hohe 
administrative Belastung, die angespannte Finanzierung 
und der hohe Fachkräftebedarf auf ihre Gebiete 
auswirken und welche Lösungen sie sehen.
Die Referate zeigten deutlich: In der Gesundheitsversor-
gung tun sich zunehmend Lücken auf. Es geht nicht 
mehr um die Gesundheitskosten – allen ist klar, dass 
eine gute Gesundheitsversorgung ihren Preis hat –, 
sondern darum, wie wir in Zukunft die Versorgung 
sicherstellen können. Entscheidend ist, wie der Zugang 
zu Behandlungen, die gute Qualität beibehalten und 
unnötige Kosten vermieden werden können.

Wenn Hundertjährige in den Notfall spazieren
Eindrücklich berichtete Sonja Guglielmetti, Chefärztin 
interdisziplinäres Notfallzentrum Kantonsspital Aarau, 
wie sie und ihr Team den Alltag trotz steigender 
Patientenzahlen meistern – in den letzten 15 Jahren 
haben sie sich fast verdoppelt! Wichtig sind dabei 
einheitliche Behandlungsstandards sowie ein guter 
Austausch mit den Hausärztinnen und Hausärzten, den 
anderen Kliniken und Notfallstationen. Heute komme es 
vor, dass Hundertjährige in den Notfall spazierten, weil 
sie ein gesundheitliches Problem hätten. Allgemein 
seien die Patientinnen und Patienten älter und hätten 
zum Teil komplexe Krankheitsbilder, was die Behand-
lung anspruchsvoll mache. Bei der Digitalisierung, den 
Schnittstellen und Abgeltungen sieht Sonja Guglielmetti 
noch Entwicklungspotenzial.

Es braucht neue Versorgungsmodelle  
sowie Gesundheitszentren
Vaka-Vizepräsident Adrian Schmitter machte in seinem 
Referat klar: Eine starke Grundversorgung in den 
Regionen ist unverzichtbar. Wer glaubt, mit der Schlies-
sung von Regionalspitälern Kosten zu sparen, irrt – das 

Gegenteil trifft zu: Patientinnen und Patienten weichen 
ins nächste Zentrumsspital aus, wo die Behandlungen 
deutlich teurer sind.
Adrian Schmitter kritisierte die wachsende Bürokratie, 
die höheren Hürden bei der Zulassung von Arzneimit-
teln mit den daraus resultierenden Engpässen sowie die 
Vergabepraxis für die hoch spezialisierte Medizin. Auch 
die zu tiefe Ärztedichte und die Ausbildungsquoten bei 
den Ärzten, die Pflegeinitiative, die das Ansehen der 
Pflegenden eher schädigte als stärkte, sowie die 
kontraproduktiven Berufsausübungsbewilligungen 
belasten den Klinikalltag massiv, erklärte er. Sein Fazit: 
Es benötigt neue Versorgungsmodelle und passende 
politische Rahmenbedingungen. Lesen Sie mehr dazu 
auf den Seiten 6/7.

Psychiatrische Versorgung flexibel  
und innovativ gestalten
In einem gemeinsamen Referat zeigten die beiden 
Spartenpräsidenten Beat Schläfli und Michael Ganz auf, 
wie die psychiatrischen Kliniken mit der Psychiatrie-Spi-
tex zusammenarbeiten, um den steigenden Bedarf an 
psychiatrischer Gesundheitsversorgung zu decken. Ein 
zentraler Ansatz sind ambulante Behandlungen, sei es 
in Ambulatorien oder durch die Psychiatrie-Spitex zu 
Hause. Diese Angebote entlasten die Betroffenen. So 
sind keine Klinikaufenthalte nötig, und es können 
Kosten gespart werden.
Rund ein Drittel der Bevölkerung ist jährlich von psychi-
schen Erkrankungen betroffen – und die Zahlen 
steigen, besonders bei Jugendlichen und jungen 
Erwachsenen. Deshalb braucht es flexible und integrier-
te Versorgungsmodelle. Ebenso zentral sind bessere 
Rahmenbedingungen. Lesen Sie den ausführlichen 
Bericht auf den Seiten 8/9.
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Die Kantone müssen sich zu-sammenraufen: Auf Druck vonBundesbern sollen sie ihre Spi-talplanung besser koordinieren– sonst droht die Durchsetzungeines nationalen Plans. AdrianSchmitter kennt als frühererSpitaldirektor und Generalse-kretär der Gesundheitsdirek-tion Aargau die Branche – undweiss, was funktioniert.
Die Stossrichtung ist klar:MehrMacht für denBund.Ist die aus Bundesberngeplante nationaleSpitalplanung ein Fehler?Adrian Schmitter: Ja, vor allemeine einheitliche Planung undUmsetzung würde an der Reali-tät vieler Kantone vorbeizielen.Basel und Genf wenden vielGeld für ihre Spitäler auf. Sie ste-hen als städtische Kantone vorganz anderen Herausforderun-genals zumBeispieldieKantoneGraubünden oder Bern. WennderBundalles überdengleichenLeisten schlägt, gefährdet er dieVersorgung in den Regionen.Gleichzeitig ist klar: Sowieheutekann es nicht bleiben. Die Lö-sung ist nicht mehr Zentralisie-rung, sondern bessere Zusam-menarbeit überKantonsgrenzenhinweg.

DieKantone planen, steuern,finanzieren. Sie haben zuvieleHüte auf.Wie lässt sichda gescheit planen?Ja. Das Vergeben der Leistungs-aufträge sowie die Rolle des Fi-nanzierersmüsstemandenKan-tonen eigentlichwegnehmen.
Beides?
Ja. Modelle, wie wir die Versor-gungüberregionalplanen,gibtes.DaskommtdenBedürfnissenderKantone näher als eine nationalePlanung. 2008, alsGeneralsekre-tär im GesundheitsdepartementAargau, hatte ich die Idee, dasswir für das Jahr 2012mit den ers-tenSpital-ListenüberregionalmitSolothurn, Baselland und Basel-Stadtzusammenarbeiten.Diean-derenKantonehabendieIdeeab-geschossen. Das ist schade. DieKantonsgrenzen sind auch heutenicht entscheidend für die Ver-sorgung. Das sehen wir auch inder West- und der Zentral-schweiz.

Wie lässt sich das lösen?Wir starten immer beim glei-chen Grundsatz: Wir habeneinen Patienten und wir wollenihn möglichst gut behandelnund die natürlichen Patienten-ströme beachten.

Wasbrauchenwir dafür?Wir sind gut aufgestellt. Wennwir den Anteil anschauen, denwir als Gesellschaft für die Ge-sundheitskosten aufwenden,dann ist die Situation nicht sodrastisch, wie das häufig darge-stellt wird. Seit 2012 geben wirzwischen 11,3 und 11,8 ProzentdesBruttoinlandprodukts fürGe-sundheit aus. Die Zahl ist stabilundvergleichbarmitdengrossenIndustrienationen der OECD,verschoben haben sich hingegendie Geldflüsse hin zur Langzeit-pflege und zur Spitex.DieAusga-ben sind in diesen Bereichenmassiv gestiegen. Die Akutver-sorgung macht zwar einen gros-sen Teil der Kosten aus. Dieserhat aber relativ abgenommen.Das heisst: Die Spitäler haben anEffizienzgewonnen.

AnnaWanner

DieDemografie befeuert dieVerschiebungweiter.Ja, die Pflegekosten werdenweiteransteigen,dieKostenderAkutsomatikweniger.Wirmüs-sendafür sorgen, dasswir durchambulante Versorgung noch ef-fizienter werden können.
DenSpitälernmangelt esnicht nur an Finanziellem,auch Fachkräfte fehlen. Ist esvor diesemHintergrundnicht sinnvoll, die Leistungenstärker zu konzentrieren?Eskommtdaraufan,wiedaspas-siert.Nurweilwiresaneineman-statt anzwei Standortenmachen,benötigen wir für die Patientennicht weniger Fachpersonal. Zu-demsehenwir inderhochspezia-lisiertenMedizin:DieKonzentra-tion bringt gar nichts! Sie machtganz wenige Fälle aus, gesamt-schweizerischsindeskaummehrals 1000Fälle.

Wenngewisse Leistungennur noch an bestimmtenSpitälern angebotenwerden,steigt dieQualität. Das istdoch sinnvoll?Wenn ich an einem Spital, wiezum Beispiel dem KantonsspitalBaden, eine guteChirurgie anbie-ten will, dann muss ich einen gu-ten Chirurgen haben. Und einenguten Chirurgen bekomme ichnur,wenndiesereinbreitesSpekt-rumoperierendarf.Wereinemgu-

tenChirurgensagt,erdürfediesesund jenes nicht mehr machen,dannverlässterdiesesSpital.
Dannoperiert er eben aneinemOrt,wo ermehr Fällehat.
WasichamVorgehenbeiderkan-tonalen Steuerung der hochspe-zialisierten Medizin bemängle,istderFokusaufdieZahlderOpe-rationen. Die Qualität wird kom-plett ausgeblendet. Das habenwir jetztgeradewiedererlebt:DieAufträgefürLebertransplantatio-nenhat dasGremiumzwei Spitä-lern zugesprochen, welche dieQualitätserfordernissenachweis-lich nicht erfüllen. Sie haben denAuftrag erhalten mit dem Hin-weis, die Qualität zu verbessern.Aber drei oder vier Spitäler beka-men mit dem Hinweis auf dieOperationszahlen den Auftragnichtmehr, obschon sie ihre Ein-griffe mit hervorragender Quali-tät erbracht haben. Das ist ein-facheinWitz, oder?

Was ist ihre Erklärung?Das istPolitik.Esgewinnen jenemit mehr Einfluss in den Gre-mien. Und darum ist für micheine solche Vergabe von Leis-tungsaufträgen ein rotes Tuch.Sollte das nun für die speziali-sierte Medizin kommen, alsoeine Stufe tiefer, ist das der ab-solute qualitative Tiefstpunktfür die Gesundheitsversorgung.

Und zudem können wir direktalle Regionalspitäler schliessen.
Wäre das so schlimm?Wir können ein wenig Infra-strukturkosten sparen. Wir ma-chen aber die Versorgung vielteurer, denn an den Universi-tätsspitälern istdieFallpauscha-le bei etwa 11’400 Franken, amZentrumsspital etwa 10’300Franken und am Regionalspitalnoch etwa 9600 Franken.

Ist dieQualität auch diegleiche?
Natürlich müssen wir das ge-währleisten. Aber wir brüstenuns immer damit, dass dieSchweizerinnen und Schweizerhundertprozentigen Zugang zu

Spitälern haben. Nehmen wirdas Beispiel England:Würde ichmein Hüftgelenk operieren wol-len, wäre das in meinem Alterbereits nicht mehr möglich –ausser ich bezahle es selber odergehe ins Ausland. Alle anderenwarten mindestens anderthalbJahre auf eine Hüftoperation.DasistnichtdieGesundheitsver-sorgung, diewir uns vorstellen.
Viele hiesige Spitälerklammern sich an ihreLeistungen.Das ist dochnicht zukunftsgerichtet?Das Regionalspital Muri hat dieGeburtenabteilung geschlossen.Das ist aus Sicht der Fallzahlenvernünftig, die Kostendeckungist im Bereich Geburten sowiesoschlecht. Geburten sind einWahleingriff,sielassensichinderRegel planen. Die Frauen habenZeit, insSpitalzugehen,wenndieWehen einsetzen. Dochwas pas-siert jetzt inMuri?DieGynäkolo-gen wandern ab und die Frauenmüssen für die Voruntersuchungwahrscheinlich woanders hin.Diese Abhängigkeiten werden inderDiskussionhäufigübersehen.

So drastisch ist es nicht.Wenn sie einzelne Eingriffe nurnoch an ausgewählten Standor-ten anbieten wollen, würde daszum Beispiel für die Gefässchi-rurgie heissen, dass in einemNotfall der Patient innertMinu-

ten stirbt, wenn kein Gefässchi-rurgmehr vorOrt ist.
Was ist die Lösung?Der Status quo?Die Spitäler können sicher vielverbessern:Wirmüssen inbesse-re und vermehrt ambulante Ab-läufe investieren, Prozesse opti-mieren, Synergien nutzen. Wirbrauchen ein digitales System,dasfunktioniertunddasanvielenOrten noch nicht existiert. Doches fehlt an der Grundlage: Wirbrauchen Regeln, die einen ver-nünftigen Datenaustausch zulas-sen. Hausärzte müssen mit denSpitälernunddennachgelagertenVersorgern wie Pflegeheimen,Reha oder Spitex onlineohne Einschränkungen kommu-nizieren können. Die Digitalisie-rung bietet aber noch weitereChancen,diewirzuwenignutzen.

Welche?
Zum Beispiel in der Bildgebung.Die Radiologie macht im Regio-nalspital Leuggern ein CT. Be-urteiltwirddasBildaberauchvonRadiologieexperten in Baden. EsbrauchtnichtüberallSpezialisten–wichtig ist, derenWisseneffizientund direkt zu nutzen. In der Chi-rurgie wird das vielleicht auchkommen. Mit einem Operations-roboterhabendieChinesenjüngsteinenPatienten operiert, der vomChirurgen 8000 Kilometer ent-ferntaufdemOP-Tisch lag.

Damuss der Patient aberwissen, dass einChirurg fürdenNotfall imNebenzimmerbereitsteht.
Ja, falls der Computer plötzlichnicht mehr tut, wie er soll. Es gibtaber noch weitere Fortschritte inder Robotik. Letztes Jahr wurdeerstmals eine Gallenblase mit Ro-botik und KI entfernt – ohnemenschliches Zutun. Das ist un-fassbar. Aberwir sehen:Die Tech-nik schreitet immer schneller vo-ran.Undichbinüberzeugt,dasswirin zehn Jahren wesentlich mehrLeistungen erbringen können mitgleichvieloderwenigerÄrzten.

Ist das nichtWunschdenken?Die künstliche Intelligenz kann inder Bildgebung schon heuteschneller und effizienter analysie-renalsderMensch. SiehatMillio-nen von Bildern als Vergleich zurVerfügung.Aber klar: Fürdenkri-tischen Fall braucht es weiterhindieExpertiseeinesMenschen.
Erwarten Sie, dass dieArbeitderHausärztinnenundHausärzte dadurchwiedermehrWert erfährt?DasProblemderGeneralisten istdiezunehmendeKomplexitätderMedizin. Sie müssen sich zuneh-mend spezifischesWissen aneig-nen–oderdirektPatientenzuwei-sen. Gleichzeitig sind sie mit Pa-tienten konfrontiert, die überDoktor Google schon weit mehrüber Symptome zu wissen glau-benalsderArzt.AberwirmüssendasBerufsbild grundsätzlichwie-derattraktivergestalten.

Wie?
Mit Digitalisierung, mit besse-rer Infrastruktur und mit mehrRücksicht auf neue Arbeitsmo-delle. Das bedeutet mehr Ärztefür die gleiche Arbeit oder dieAbläufemüssen besser funktio-nieren, die Misstrauenskulturmit immer mehr Administra-tionsaufgaben muss drastischgesenkt werden und mit einerentsprechenden Infrastrukturmuss der Arzt entlastet werden.

Adrian Schmitter

ImNovember2025wurdeAdrianSchmitter, 67, zum Verwaltungs-ratspräsidenten der Berner InselGruppe gewählt. Er bringt viel Er-fahrung aus verschiedenen Spi-tälernmit: alsDirektordesRegio-nalspitals Emmentalmit je einemStandort in Burgdorf und Lang-nau,späteralsCEOdesKantons-spitals Baden. Zuvor begleiteteer als Generalsekretär der aar-gauischen Gesundheitsdirektiondie Spitalplanung.

«Dann können wir alleRegionalspitälerschliessen»Der langjährige Spitaldirektor Adrian Schmitter plädiert dafür, den Kantonen

Kompetenzen zu entziehen. Er wehrt sich aber gegen eine nationale Planung.

Adrian Schmitter istVerwaltungsratspräsi-dent der Insel Gruppeund führte das Regio-nalspital EmmentalunddasKantonsspitalBaden.
Bild: Andrea Zahler
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Feldschlösschen Zwei lernen-
de Brau- und Getränketechno-
logen des Rheinfelder Bierher-
stellers haben das alkoholfreie
«Nullkommanix» entwickelt.
Es ist ab sofort in ausgewählten
Coop-Märkten erhältlich. Der
Erlös fliesst laut Mitteilung in
den Ausbildungsfonds des

Lernende kreieren ein
alkoholfreies Bier

Brauereiverbands. Am Swiss
Beer Award wurde das Lernen-
den-Bier mit der Silbermedaille
ausgezeichnet. (dvi)

Hero kauft britischen
Snackhersteller
Übernahme Die Lenzburger
Hero Gruppe hat die britische
FirmaTheGut Stuff aufgekauft.

TheGutStuffmitSitz inLondon
stellt auf die Darmgesundheit
ausgerichtete Snacks und Erfri-
schungsgetränke her. «Das ist
für uns eine hervorragende Ge-
legenheit, am wachsenden
Trend rund um Darmgesund-
heit und Ballaststoffe teilzuha-
ben»,wirdHero-ChefChristian
Schierbaum in einer Medien-
mitteilung zitiert. (dvi)

Strafbefehl Ein heute 33-jähri-
gerMannwar als Geschäftsfüh-
rer eines italienischen Restau-
rants im Bezirk Laufenburg für
den Betrieb verantwortlich.
Zwischen September 2024 und
März 2025 wurde das Lokal
mehrmals vom Lebensmittel-
kontrolleur überprüft. Bereits
bei der ersten Kontrolle zeigten
sich erhebliche Mängel, wie die
Staatsanwaltschaft in einem
Strafbefehl festhält,derkürzlich
rechtskräftig wurde.

So fehlte ein auf den Betrieb
abgestimmtes Selbstkontroll-
konzept, Temperaturenwurden
nur unregelmässig dokumen-
tiert und die Hygiene im Perso-
nalbereich war ungenügend.
Zudem wiesen Proben von Le-
bensmitteln wie geschnittenem
Schinken und Thon aus der Do-
se massiv erhöhte Keimwerte
auf. Auch die Kühlung im Lokal
war teilweise ungenügend: Der
Schinken wurde deutlich zu
warm gelagert.

Betreibermuss 2000
FrankenBusse zahlen
BeieinerweiterenKontrolleAn-
fangDezember2024stelltendie
Behörden ähnliche Probleme
fest. Wieder fehlte ein funktio-
nierendes Kontrollsystem, und
erneut waren Lebensmittelpro-
ben stark mit Keimen belastet –
diesmal unter anderem die vor-
gekochten Auberginen. Und
auch diesmal war die Kühlung
von gewissen Lebensmitteln
unzureichend, etwa von Sardel-
len undKapern.

Im März 2025 stellten die
Kontrolleure des Kantons fest,
dass manche Probleme weiter-
hin bestanden. Erneut wurden
in einzelnen Proben stark er-
höhte Keimwerte gemessen,
und verschiedene Lebensmittel
waren zuwarm gelagert.

Gemäss dem Strafbefehl
nahm der Geschäftsführer die
Beanstandungen jeweils zur
Kenntnis, änderte aber nichts
Grundlegendes.Alsverantwort-
liche Person hätte er sicherstel-
len müssen, dass die gesetzli-
chen Vorschriften eingehalten
werden. Durch die wiederhol-
ten Verstösse nahm er zumin-
dest in Kauf, gegen das Lebens-
mittelgesetz zu verstossen. Die
Staatsanwaltschaft verurteilte
den Mann zu einer Busse von
2000 Franken. Hinzu kommen
noch die Strafbefehlsgebühren
von 700 Franken.

Zwar sind solche Fälle im
Vergleich zur grossen Zahl an
Restaurants relativ selten, trotz-
dem gibt es regelmässig Betrie-
be, die nach mehrmaligen Kon-
trollen gebüsst werden. In der
Vergangenheit wurde deshalb
mehrfach die Forderung nach
einem für Gäste transparente-
ren System laut. (kob)

Ein sonnigerAbend imStapfer-
haus. Der Gesundheitsverband
Vaka hat zu seinem jährlichen
gesundheitspolitischen Anlass
geladen, verschiedene Refe-
renten sprechen über die Ge-
sundheitsversorgung amLimit.
Ob Akutspitäler, die Notfallsta-
tionen, die Psychiatrie, die Spi-
tex: Der Druck steigt in allen
Bereichen.

Als Peter Spring in der Fra-
gestunde ein Mikrofon ergreift,
denkt er aber vor allem an die
Pflege. «Es gilt nicht mehr:Wer
zahlt, befiehlt. Es gilt: Der Kan-
tonbefiehlt unddieGemeinden
bezahlen», sagt der Gemeinde-
präsident von Widen. «Wann
wird das Problem der Restkos-
tenfinanzierung endlich ange-
gangen?»Es istmehrStatement
als Frage.

Die Restkostenfinanzie-
rung ist ein kleines bürokrati-
sches Wort für eine grosse Be-
lastung. Seit 2012 gilt im Aar-
gau: Der Kanton finanziert die
Spitäler, die Gemeinden tra-
genmit den sogenannten Pfle-
gerestkosten jenen Betrag, der
nach Abzug des Anteils der
Krankenkassen und der pfle-
gebedürftigen Personen übrig
bleibt. Weil diese beiden An-
teile aber fixiert sind und die
Kosten gesamthaft steigen,
müssen die Gemeinden im-
mer mehr bezahlen. Entspre-
chend ächzen sie unter den
Kosten.

Die Pflegekosten steigen in
denGemeinden
So auch Peter Spring und seine
Gemeinde Widen. Noch 2021
betrugen die Kosten für die am-
bulante und stationäre Lang-
zeitpflege für die Gemeinde
rund 430’000 Franken. 2025
sind es rund 1,1 Millionen Fran-
ken – zweieinhalbmalmehr.

Wie Widen geht es vielen
Gemeinden im Kanton. Auch
deshalbhabenverschiedeneGe-
meinden die Steuern erhöht. In
Ammerswil habendieStimmbe-
rechtigten im zweiten Anlauf
zähneknirschend für dieses Jahr
den Steuerfuss um 18 Prozent
angehoben.Auchdort argumen-
tierte der Gemeinderat mit den
steigendenPflegekosten.

Anruf bei Peter Spring. Er
habe ja durchaus Verständnis,
dassdieKostensteigen.«Das ist
der Preis, den die Gesellschaft
für die steigende Lebenserwar-
tung zahlt.» Kein Verständnis
hat er aber, dass der Kantonmit
seiner guten Finanzlage die Ge-
meinden nicht stärker unter-
stützt. «Der Kanton schreibt

Millionengewinne – senkt aber
lieber die Steuern oder denkt
über Rückerstattungen nach,
statt das Geld ins Gesundheits-
system zu investieren», sagt der
FDP-Mann.

Es ist eine Kritik, die sich
auch an seine Parteikollegen
imGrossen Rat richtet. Zusam-
men mit der SVP haben die

Freisinnigen Ende 2025 einen
harten Sparkurs und eine deut-
liche Steuersenkung verordnet.

EinVorstoss verspricht
Abhilfe
Gleichzeitig hofft Spring auf
einen Vorstoss im Grossen Rat.
Im Parlament hat man die Not
der Gemeinden durchaus er-
kannt. Ende Jahr reichte FDP-
Grossrat Titus Meier eine Mo-
tion ein, welche dieGemeinden
entlasten will. Wie dies bei den
Spitälern bereits seit 14 Jahren
der Fall ist, fordert Meier auch
bei den Pflegeheimen und bei
der Spitex eine kantonale Pla-
nung und Finanzierung.

Die Planung sei stark von
der soziodemografischen Ent-
wicklung und gesellschaftli-
chen Trends geprägt, welche
auf kommunaler Ebene nicht
beeinflusst werden könnten,
schreibt Meier im Vorstoss.

Die Krux: Der Kanton ver-
ortet in der gesundheitspoliti-
schen Gesamtplanung 2023 die
Pflegeversorgungweiterhin bei
den Gemeinden. Ein Ziel sieht
regionale Versorgungsregio-
nen vor – trotz Widerstand der
Gemeinden, die sich bereits
2021 mit grosser Mehrheit für
eine kantonale Finanzierung
aussprachen.

Der Regierungsrat will an
der bisherigen Planung festhal-
ten und die Motion als weniger

verbindliches Postulat ent-
gegennehmen. Er sieht weiter-
hin Vorteile in den regionalen
Organisationen. Aufgrund gros-
ser regionaler Unterschiede in
der demografischen Entwick-
lung sei eine lokale Umsetzung
unumgänglich, heisst es in der
Antwort der Regierung.

Klar ist: Die gestiegenenKos-
ten in den vergangenen Jahren
dürften den Gemeinden in die
Karten spielen. Die Motion hat
gute Erfolgschancen im Parla-
ment, ist siedochbreitabgestützt
und von Gesundheitspolitikerin-
nen und -politikern sämtlicher
Fraktionenunterschrieben.

Klar ist indes: Schnelle Lö-
sungen sind nicht in Sicht –
wären aber bitter nötig. Eine
Stunde bevor Peter Spring das
Wort ergriffen hat, schreckte
Mitte-Grossrat und Vaka-Vor-
standsmitglied André Rotzet-
ter das Publikum mit einer
alarmierenden Grafik auf:
7000 Pflegeheimplätze gibt
es derzeit im Kanton, bis 2035
braucht es 1500weitere. Doch
in Planung sind derzeit gerade
mal 150 neue Plätze. Rotzet-
ter, 66 Jahre alt, fast schon zy-
nisch: «Ich rechne nicht da-
mit, dass ich in zehn Jahren
einen Platz habe.»

Es sei allen klar, dass diese
1500zusätzlichenBettenals rei-
ne Pflegeheimplätze nicht ge-
baut werden können, sagt der

Gesundheitspolitiker zwei Tage
später am Telefon. Das Land
fehlt, ebenso das Geld, sind
doch viele Pflegeheime defizi-
tär.GleichzeitignenntRotzetter
die Fehlanreize. «Fördern die
Gemeinden denAusbau, tragen
sieüberdieRestkostenauchhö-
here Belastungen.» Kurz: eine
schwierige Situation.

Eine Alternative sieht Rotz-
etter in einem Zwischenschritt:
dem vermehrten Bau von Al-
terswohnungen und Angebo-
ten für betreutes Wohnen. Im
Gegensatz zu Pflegeheimen
können diese in normalen Bau-
zonen errichtet werden. Der-
zeit sucht der Verband in einer
Arbeitsgruppe mit den Ge-
meinden und dem Kanton eine
Konkretisierung. «Aber man
steht an», sagt Rotzetter. «Die
grosseFrage, diewir nun zuerst
beantworten müssen, ist: Wer
ist ‹man›? Momentan sind es
die Gemeinden.»

Wer das ‹man› sein sollte,
liegt auch fürRotzetter undden
Verband auf der Hand: Der
Kanton – mit klaren Vorgaben
an die neuen Versorgungsre-
gionen. «Der Kanton sollte so-
wohl die Spital-, als auch die
Pflegeversorgung übergeord-
net planen – unddieAnteile der
öffentlichen Hand tragen.
«Fehlen die Pflegeheimplätze,
stossen schlussendlich auch
die Spitäler an ihre Grenzen.»

DavidWalgis

«Fehlen die
Pflegeheim-
plätze,
stossen die
Spitäler
an ihre
Grenzen.»

André Rotzetter
Mitte-Grossrat

Im Kanton Aargau droht in den kommenden Jahren einemassive Unterversorgung bei den Pflegeheimplätzen. Bild: Roger Grütter

Nachrichten

Zu viele Keime
im SchinkenStreit um Pflegeheimplätze

Bis 2035 fehlen im Aargau rund 1500 Pflegebetten. Die Gemeinden wünschen sich eine kantonale Finanzierung.
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ANZEIGEANZEIGE

Impressionen vom Anlass: Dr. med. Sonja Guglielmetti, Chefärztin interdisziplinäres Notfallzentrum Kantonsspital 
Aarau, beim Referieren (oben links), Edith Saner, Präsidentin der vaka, beim Moderieren (oben rechts), Podiums-
diskussion unter anderen mit Stephan Campi, Generalsekretär Kanton Aargau (unten links), Apéro mit Vegi-Buffet 
(unten rechts). 

Auch die Medien berichteten über 
den Gesundheitspolitischen Anlass 
der vaka.




